Deutscher Naturschutzring

Gesprächskreis Umweltverbände und Wasserwirtschaft

Stellungnahme der im DNR-Gesprächskreis Wasser zusammengeschlossenen Umweltverbände zum Entwurf eines

Siebten Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltgesetzes – 

Gesetz zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie (DS 14/7755)

vom 7.12.2001

unter Berücksichtigung der Stellungnahme des Bundesrates vom 19. Oktober 2001 und der Gegenäußerung der Bundesregierung

Die Umweltverbände begrüßen die vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit vorgelegte Geschwindigkeit bei der Erstellung des Gesetzentwurfs und die Möglichkeit, den Entwurf im Internet abzurufen. Wir verstehen dies als ein Zeichen dafür, daß die Bundesregierung gewillt ist, den von der EU-Kommission vorgezeichneten Weg der transparenten Entscheidungsfindung auf nationaler Ebene aufzugreifen und eine fristgemäße, vollständige Umsetzung in das deutsche Recht abzusichern. 

Konsequent wäre in den Augen der Umweltverbände allerdings, die Bürger- und Öffentlichkeitsbeteiligung von vornherein nicht an den in der Wasserrahmenrichtlinie festgelegten Mindestanforderungen (Flußeinzugsgebiet, Maßnahme- und Bewirtschaftungspläne) festzuschreiben sondern a) auf Teileinzugsgebiete zu erweitern und b) zu einem früheren Zeitpunkt zu ermöglichen, da wesentliche Inhalte der Wasserrahmenrichtlinie einem fortlaufenden Konkretisierungsprozeß unterliegen und eine Bürgerbeteiligung, die das Gesamteinzugsgebiet von Oder, Rhein, Donau oder Elbe umfaßt, die konkreten Belange nicht widerspiegeln würde. Anzustreben wäre eine Beteiligung auf Ebene der Lokalen Agenda, um schon im Vorfeld Mißverständnisse und Widerstände gegenüber Zustandsverbesserungen von Gewässern auszuräumen und realistische Maßnahmepläne zu erhalten. 

Die Umsetzung dieser umfassenden und komplexen Richtlinie wird durch die föderale Verantwortlichkeit der Bundesländer in Fragen der Wasserwirtschaft nicht gerade erleichtert. Hier gehört eine klare Mindest-Vorgabe der von den Ländern bundeseinheitlich zu regelnden Fragen in das Wasserhaushaltsgesetz. Dazu zählen u.a. die Gewässertypen mit ihren Referenzbedingungen und jeweiligen Definitionen für den guten Zustand, die Festlegung der in Anhang II aufgeführten Mindestinhalte der Bewirtschaftungspläne – insbesondere die darin aufzunehmenden Schutzgebiete (Wasserschutzgebiete, Naturschutzgebiete, FFH-Gebiete und Vogelschutzgebiete), etc. Das derzeitige Verfahren, die Umsetzungsanforderungen der Wasserrahmenrichtlinie weitgehend behördenintern auf Länderebene abzustimmen, hebelt die Beteiligungsrechte der Umweltverbände nach § 29 BNatschG aus und kann aus Verbandssicht nicht akzeptiert werden.

Bei einigen Wasserbewirtschaftungsfragen liegt ein Teil der Planungshoheit beim Bund. Das trifft insbesondere auf die Bundeswasserstraßen zu. Hier reicht die Abstimmung der Länder untereinander nicht aus. Gleichzeitig fehlt im WHG die Anforderung an die Bundeswasserstraßenverwaltung, bei (der Planung von) Unterhaltung und Ausbau die einschlägigen Bestimmungen zu den erheblich veränderten Gewässern einzuhalten. Abhilfe kann hier die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung des Wasserstraßengesetzes schaffen, die insbesondere bei Unterhaltungs- und Instandhaltungsmaßnahmen ausdrücklich das Einvernehmen mit den Ländern vorsehen muß. Auch in das Bergrecht sind entsprechende Formulierungen einzufügen. Ansonsten bleibt unklar, inwiefern abgesichert wird, daß bei Bundeszuständigkeiten mit Eingriff in den Gewässerschutz die einschlägigen Bestimmungen der Wasserrahmenrichtlinie angewendet werden, d.h. die Wasserrahmenrichtlinie wäre in nicht vollständig in Deutsches Recht umgesetzt.

Die Frage der wirtschaftlichen Analyse des Flußeinzugsgebiets ist im Gesetzestext ausgeblendet. 

Grundsätzlich kritisch zu hinterfragen sind die Abweichungen vom Richtlinientext, die den Nachweis einer vollständigen Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie zusätzlich erschweren.

In dieser Hinsicht sind auf Grund der Vorschläge des Bundesrats einige Verbesserungen aufgenommen worden.

Zu den einzelnen Punkten:

1. § 1

Die Geltung für Teile von Gewässern ist zu begrüßen.

2. § 1a Ergänzung

entspricht unserem Anliegen.

3. § 1b

(1) Kein Einwand gegen die Aufteilung der Flußgebiete. Allerdings sollten bereits auf Bundesebene Teileinzugsgebiete verbindlich festgelegt werden, für die § 36/37 sinnentsprechend anzuwenden sind.

(3) 

Neben der Ausweisung von Küstengewässern sollte auch die Ausweisung von Übergangsgewässern ausdrücklich benannt werden, da für sie andere Vorgaben gelten als für Flußgebiete und für Küstengewässer. 

4. § 5 Abs. 1 1a

notwendige Ergänzung.

5. §7a Abs. 5 Satz 2

Keine Anmerkung

6. § 18 Abs. 3 aufheben

Die Umweltverbände sehen zwar die Möglichkeit positiv, die Abwasserbeseitigung(spläne) in die Bewirtschaftungs- und Maßnahmeprogramme zu integrieren, andererseits droht durch die Aufhebung des § 18 Abs. 3 eine Beschneidung ihrer Mitspracherechte, wenn nicht entsprechende Vorkehrungen getroffen werden. Bei Vorlage von Bewirtschaftungsplänen für große Flußeinzugsgebiete (Rhein, Elbe, Donau) wird der Detaillierungsgrad erheblich unter dem der landesbezogenen Abwasserbeseitigungspläne liegen. Hier fordern die Umweltverbände die Aufstellung von Teileinzugsgebietsplänen, die ebenfalls einer Öffentlichkeitsbeteiligung unterliegen. (näheres dazu bei 22. § 36b)

Dementsprechend ist § 36b (3) bezüglich der detaillierteren Programme verbindlich zu gestalten und die Abwasserbeseitigung ausdrücklich zu benennen, um hier eine Verringerung der Standards zu vermeiden.

7. § 19 Abs. 1

Kein Einwand

8. § 19d

Folgen können derzeit nicht eingeschätzt werden.

9. § 19g

Kein Einwand

10. § 25

sinnvolle Ergänzung

11. neue Überschrift 2. Abschnitt

Kein Einwand

12. § 25a

(1)

Die rechtlichen Konsequenzen der Änderung des Wasserrahmenrichtlinien-Textes von „eine Verschlechterung des Zustands aller Oberflächengewässerkörper zu verhindern“ in „eine nachteilige Veränderung ihres ökologischen und chemischen Zustands vermieden“ können nicht exakt eingeschätzt werden.

(3)

Die Wasserrahmenrichtlinie benennt naturgemäß nur prioritäre Stoffe, denen im gesamten EU-Raum eine große Bedeutung zukommt. Einige dieser Stoffe stellen in den bundesdeutschen Gewässern kein „prioritäres“ Problem mehr dar. Dafür wurden für bestimmte Einzugsgebiete (z.B. Elbe) bereits Stofflisten erarbeitet und z.T. international abgestimmt, mit denen die Belastung der Gewässer und die Verbesserungen des chemischen Zustands adäquater beschrieben wird. Hier ist zu sichern, daß die Maßnahmeprogramme sich auf die relevanten Stoffe konzentrieren. Daher schlagen die Umweltverbände vor, § 25a (3) um folgenden Passus zu ergänzen:

„Die Länder benennen weitere Stoffe und Stoffgruppen, denen – bezogen auf die Flußeinzugsgebiete oder Teileinzugsgebiete – eine besondere Bedeutung zukommt und legen Maßnahmen und Strategien zu ihrer Verringerung bzw. zur Beendigung ihres Eintrags in die Gewässer fest.“  Die IKSE spricht in diesem Zusammenhang von „vorrangig zu reduzierenden Stoffen im Einzugsgebiet der Elbe“

§ 25b

adäquate Umsetzung des Wasserrahmenrichtlinientextes. Hier ist für die Umweltverbände wichtig, daß die Kennzeichnung als erheblich verändertes oder künstliches Gewässer nur nach den in § 25b (2) dargelegten Kriterien gerechtfertigt ist, nämlich um darzulegen, warum ein guter Zustand ausnahmsweise nicht erreicht werden kann. Diese Kriterien müssen nach § 25b (2) 1.d) natürlich gleichermaßen für die Wasserkraftnutzung gelten. 

§ 25c

Die Fristen sind in der Wasserrahmenrichtlinie klar geregelt. Die Länder haben hier nur den Spielraum, ggf. kürzere Fristen zur Erreichung der Umweltziele festzulegen. Demzufolge besteht eine Einschränkung der Länderkompetenz, wenn die ursprünglichen Fristen nicht bundeseinheitlich geregelt werden, wohl aber deren Verlängerung.

13. Aufhebung § 27 (Reinhalteordnung)

analog 6. Abwasserbeseitigungspläne

14. § 28 Abs. 1 (Unterhaltung)

Die Neufassung entsprechend des Vorschlags des Bundesrats wird von den Umweltverbänden ausdrücklich begrüßt. Die Berücksichtigung der Bewirtschaftungsgrundsätze nach den genannten Paragraphen bei der Gewässerunterhaltung stellt einen wesentlichen Aspekt der Wasserrahmenrichtlinie dar. 

Hier stellt sich für die Umweltverbände die Frage, ob mit dem vorliegenden Text bereits rechtlich verbindlich geregelt ist, daß nicht Planungen aus den 30ger Jahren als Rechtfertigungsgrund für „Unterhaltungsmaßnahmen“ genutzt werden können, bei denen ohne weitere Umweltverträglichkeitsbetrachtung der Zustand des Gewässers verschlechtert wird, wie das z.B. bei den Strombaumaßnahmen an der Elbe der Fall ist. Wenn das nicht der Fall ist, müßte eine entsprechende Klarstellung erfolgen, um den Bestimmungen der Wasserrahmenrichtlinie Artikel 4 genüge zu tun. 
15. § 31 Abs. 1

Da die in der Wasserrahmenrichtlinie vorgesehenen Ausnahmetatbestände für erheblich veränderte Gewässer im WHG verankert werden, ist die ausdrückliche Widmung der Wasserkraftnutzung als im überwiegenden Interesse der Allgemeinheit liegend in diesem Absatz entbehrlich. Wasserkraftanlagen stellen einen in aller Regel erheblichen Eingriff in die Gewässerstruktur dar und müssen dementsprechend unprivilegiert auf die Alternativen nach § 25 WHG bzw. Artikel 4 (3) WRRL abgeprüft werden. Eine ausführlichere Aussage zu den ökologischen Aspekten von „Wasserkraftanlagen als erneuerbare Energiequelle“ kann den UBA-Texten 01/01 entnommen werden. Auch vor diesem Hintergrund ist die Streichung des § 31 (1) Satz 2 „Solche Gründe können zum Beispiel in einer vorhandenen Wasserkraftnutzung liegen.“ dringend geboten.

Die Umweltverbände stimmen der vorgeschlagenen Ergänzung bezüglich der Bewirtschaftungsgrundsätze zu.

16. § 32a Nummer 1-3

keine Einwendungen

17. § 32c einfügen

keine Einwendungen

18. § 33 - a) Absatz 1 Satz 2 anfügen b) Absatz 2 entsprechend

Es handelt sich aus Sicht der Umweltverbände um eine notwendige Ergänzung. 

19. § 33a einfügen

keine abschließende Einschätzung 

20. – 22. § 36, § 36a 

keine Einwendungen

23. § 36 b (3)

Hier sind mindestens die Pläne zu integrieren und ausdrücklich zu benennen, die im Zuge der WHG-Novelle als Einzelplan gestrichen werden: (Abwasserbeseitigungspläne, Reinhalteordnungen) 

Weiterhin ist es aus Sicht der Umweltverbände unerläßlich, Bewirtschaftungspläne und Maßnahmeprogramme bereits im WHG für Teileinzugsgebiete einer bestimmten Größenordnung zwingend vorzuschreiben. Andernfalls können die Länder die Verbändebeteiligung anhand eines undetaillierten Übersichtsplans abarbeiten und damit die Mitspracherechte der Verbände wesentlich einschränken anstatt sie, wie es der Intention der Wasserrahmenrichtlinie entspricht auszuweiten.

§ 36 b (5)

Zur Klarstellung des Umfangs der Öffentlichkeitsbeteiligung ist hier der Halbsatz „, insbesondere nach Artikel 14 Absatz 1 Satz 1 und 2.“ anzufügen. 

24. § 37a

Den kostenlosen Informations- und Datenaustausch zwischen den Behörden sehen die Umweltverbände als für die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie erforderlich an. Gleichzeitig plädieren sie nachdrücklich dafür, die relevanten Informationen auch den Umweltverbänden auf Anfrage kostenlos zur Verfügung zu stellen. 

Eine kostenlose Datenübermittlung muß auch von Körperschaften Öffentlichen Rechts, Abwasserzweckverbänden und den nach § 18a (2a) verpflichteten gewährleistet sein, desgleichen von Wasserversorgern etc.  

25. – 28

keine Anmerkungen

Zur Änderung des Wasserstraßengesetzes (Bundesratsvorschlag 27)

Die vorgeschlagene Novellierung des Bundeswasserstraßengesetzes wird von den Umweltverbänden ausdrücklich begrüßt. 

Die Formulierung ausrichten nach § 8 Abs. 1 kann – falls verfassungsrechtlich geboten – auch durch die schwächere Formulierung berücksichtigen ersetzt werden. In diesem Falle ist allerdings das Einvernehmen mit den Ländern zwingend vorzuschreiben.

Die Überprüfung bestehender Zulassungen nach § 14 folgt der Logik des Artikel 4 Wasserrahmenrichtlinie und ist zumindest dann zwingend notwendig, wenn die Erreichung des guten Zustands im Gewässer unter Beibehaltung der Zulassung nicht möglich ist und somit eine Einstufung in die Kategorie erheblich verändertes Gewässer oder die Anwendung von Ausnahmeregelungen zu überprüfen ist. Die regelmäßige Überprüfung – gekoppelt an die Laufzeit der Maßnahmepläne - ist in diesen Bestimmungen der Wasserrahmenrichtlinie ebenfalls vorgeschrieben und muß auf Bundesebene umgesetzt werden, da die Länder in diesen Fällen nur eingeschränkte Kompetenzen besitzen. 
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